
Der Countdown läuft. 
Zum 1. Januar 2027 
sollen die Sparmaßnah-
men im Gesundheits-
wesen greifen. Das Ziel 
ist klar formuliert: Die 
Ausgaben der gesetzli-
chen Krankenversiche-
rung müssen begrenzt, 
die Beiträge stabilisiert 

werden. Jeder soll – und muss – seinen Beitrag 
leisten. Doch irgendwie will der Funke auf die 
niedergelassenen Kolleginnen und Kollegen 
nicht so recht überspringen.

Im Gegenteil: Vor Ort erleben wir derzeit eine 
Entwicklung, die nachdenklich stimmt. Praxen 
schließen, Nachfolgen scheitern, Kolleginnen 
und Kollegen reduzieren ihre Tätigkeit oder 
überlegen, ihre vertragsärztliche Zulassung 
ganz oder teilweise zurückzugeben. Diese Ent-
wicklung trifft auf eine ambulante Versorgung, 
die vielerorts bereits heute an ihre Grenzen 
stößt. Und dabei stellt sich eine grundsätzliche 
Frage: Wie soll eine Medizin funktionieren, die 
sich zunehmend nach Kassenlage und weniger 
nach dem tatsächlichen medizinischen Bedarf 
richtet?

Besonders schwer nachvollziehbar: Vorsorgeun-
tersuchungen sollen in die morbiditätsbedingte 
Gesamtvergütung überführt und damit faktisch 
wieder budgetären Begrenzungen unterworfen 
werden. Ausgerechnet bei der Vorsorge zu 
sparen, um Beiträge zu stabilisieren, wirkt kurz-
sichtig. Denn früh erkannte und möglichst ver-
hinderte Erkrankungen helfen, Folgekosten zu 
vermeiden und damit gerade das zu erreichen, 

für Ärztinnen und Ärzte
im Land Bremen
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Aktuelles 

Themen

Schwerpunkt: Gewalt im 
Gesundheitswesen

Gewalttätige Übergriffe gegen Ärztin-
nen und Ärzte in der Praxis und in 
Krankenhäusern sind schon länger 
Realität. Die AG „Gewalt im Gesund-
heitswesen“ der Ärztekammer wollte 
es genauer wissen und hat sich durch 
eine Mitgliederumfrage einen Über-
blick über das Ausmaß verschafft. 
Wir ziehen eine Zwischenbilanz.
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Nikotinbeutel nicht erlauben

Vor dem Hintergrund der aktuellen 
politischen Diskussion über eine mög-
liche Zulassung des Verkaufs von 
Nikotinbeuteln in Deutschland hat ein 
breites Bündnis aus Verbänden und 
Organisationen an die Bundesregie-
rung appelliert, das bestehende Verbot 
des in Deutschland beizubehalten und 
konsequent durchzusetzen. Auch die 
Ärztekammer Bremen hat sich an dem 
Appell beteiligt. 

Der Appell im Wortlaut auf: 

� www.bundesaerztekammer.de

was politisch beabsichtigt ist: die finanzielle 
Stabilisierung unseres Gesundheitssystems.

Gleichzeitig stehen die Praxen seit Jahren unter 
erheblichem wirtschaftlichem Druck. Steigende 
Personal-, Energie-, Miet- und Sachkosten tref-
fen auf eine Vergütung, die mit dieser Entwick-
lung vielfach nicht Schritt hält. Hinzu kommen 
Bürokratie, zunehmende Dokumentations-
pflichten und eine immer komplexere Praxis-
organisation. Wer unter diesen Bedingungen 
weitere Einsparungen im ambulanten Bereich 
fordert, muss sich deshalb auch die Frage gefal-
len lassen, wo diese Einsparungen eigentlich 
noch stattfinden sollen.

Denn am Ende geht es nicht allein um die wirt-
schaftliche Situation einzelner Praxen. Es geht 
um die Frage, welche ambulante Versorgung 
wir in Zukunft noch anbieten können und 
wollen. Eine Praxis, die wirtschaftlich nicht mehr 
tragfähig ist, verschwindet – und mit ihr ver-
schwinden Termine, Hausbesuche, Vorsorge, 
persönliche Betreuung und oftmals jahrzehnte-
lang gewachsene Versorgungsstrukturen.

Die nächsten Monate werden deshalb entschei-
dend sein. Wir sollten sehr genau beobachten, 
welche Auswirkungen die Maßnahmen tatsäch-
lich auf unsere Praxen und auf die Versorgung 
haben. Denn vielleicht stellt sich am Ende weni-
ger die Frage, wie viel wir im Gesundheitswesen 
noch einsparen können, sondern vielmehr: Wie 
viel ambulante Versorgung können wir uns leis-
ten zu verlieren?

Dr. Jan Helge Kurschel
Vorsitzender der Bezirksstelle BHV

Standpunkt
Sparen wir uns die Versorgung?

https://www.bundesaerztekammer.de/presse/aktuelles/detail/breites-buendnis-fordert-kein-verkauf-von-nikotinbeuteln-in-deutschland
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Feinstaub, Lärm & Co. - Unterschätzte 
Risiken
Klimatag der Ärztekammer am 18. November

Der diesjährige Klimatag der Ärztekammer 
hat Feinstaub, Lärm & Co. - Umweltfaktoren 
als unterschätzte Risiken für die Gesundheit 
im Fokus. Er findet statt am 18. November 
2026 von 17 bis 19.30 Uhr in der Kassenärzt-
lichen Vereinigung Bremen. Initiiert ist der 
Tag von der AG Klimafreundliches Gesund-
heitswesen der Ärztekammer. 

Dr. Claudia Börnhorst vom BIPS spricht in 
ihrem Vortrag über „Feinstaubbelastung aus 
epidemiologischer Perspektive“. Dr. Sina 

Lehmann, Gynäkologin aus Dresden, erläutert 
die Bedeutung klimasensibler Gesundheits-
beratung. In weiteren Vorträgen geht es um 
Lärmbelastungen in Bremen, Umweltfaktoren 
als unterschätzte internistische Risikofaktoren 
sowie die Auswirkungen von Feinstaub auf 
Schwangerschaft und Kleinkinder. Auf Postern 
sind weitere Aspekte der Auswirkungen des 
Klimawandels anschaulich aufbereitet. Es wird 
viel Raum für Gespräche und fachliche Dis-
kussionen geben. Die Teilnahme ist kostenfrei 
(3 PKT).

Kostenstruktur in Arztpraxen
Erhebung des Statistischen Bundesamtes (Destatis)

Das Statistische Bundesamt (Destatis) erhebt 
wieder auf Grundlage des Gesetzes über die 
Kostenstrukturstatistik Daten zur Kosten-
struktur in Arzt- und Zahnarztpraxen sowie in 
Praxen von psychologischen Psychotherapeu-
tinnen und Psychotherapeuten. Die Erhebung 
bezieht sich auf das Jahr 2025. Ziel ist es, die 
Einnahmen und Aufwendungen der Praxen 
sowie deren Zusammensetzung abzubilden.

Die auskunftspflichtigen Praxen werden per 
Zufallsstichprobe ausgewählt. Bundesweit 
werden höchstens sieben Prozent der Praxen 

befragt. Die ausgewählten Praxen erhalten ab 
Oktober 2026 die Zugangsdaten zum Online-
Fragebogen. Dieser ist innerhalb von vier 
Wochen auszufüllen. Die Veröffentlichung der 
Ergebnisse ist für den Sommer 2027 geplant.

Auf der Internetseite von DESTATIS finden Sie 
Informationen zur aktuellen Erhebung sowie 
Antworten auf häufig gestellte Fragen zur 
Kostenstrukturerhebung im medizinischen 
Bereich. Das Statistische Bundesamt dankt 
bereits vorab allen beteiligten Praxen für ihre 
Mithilfe an der Erhebung.

Krebs-assoziierte Fatigue oft unbekannt
Neue Informationsangebote für Fachkräfte und Betroffene

Krebs-assoziierte Fatigue betrifft bis zu 90 
Prozent der Krebspatient:innen. Die ausge-
prägte körperliche, emotionale oder geistige 
Erschöpfung kann die Lebensqualität erheb-
lich beeinträchtigen. Eine Studie des Deut-
schen Krebsforschungszentrums (DKFZ) zeigt 
nun, dass viele Betroffene bislang nur unzu-
reichend über Fatigue informiert sind.

Im Projekt „EFA – Empowerment durch 
Wissen“ hat das DKFZ daher ein leicht ver-
ständliches Informationsvideo entwickelt, das 
über Symptome und den eigenen Umgang mit 
Fatigue informiert. Die Videos sind in Deutsch, 

Englisch, Türkisch und Arabisch verfügbar. 
Onkologische Praxen und Kliniken können 
mit einem DIN-A4-Poster mit QR-Codes auf 
das Angebot aufmerksam machen und es 
in Wartebereichen, Praxen oder Patienten-
zimmern aushängen.

Ergänzend hat das DKFZ gemeinsam mit der 
Deutschen Fatigue Gesellschaft (DFaG) einen 
klinischen Praxisleitfaden für Fachkräfte ver-
öffentlicht. Er bietet eine kompakte Orientie-
rung zu Aufklärung, Screening, Differential-
diagnostik und evidenzbasierter Behandlung 
der krebs-assoziierten Fatigue.

Weitere Informationen:

� www.destatis.de

Zu den Videos:

� www.dkfz.de

Zum Praxisleitfaden:

� https://deutsche-
    fatigue-gesellschaft.de

Weitere Infos und Anmeldung:

� www.aekhb.de

https://www.destatis.de/kme-portal
https://www.dkfz.de/bewegung-krebspraevention-und-survivorship/studien/efa
https://deutsche-fatigue-gesellschaft.de/service/infomaterial
https://deutsche-fatigue-gesellschaft.de/service/infomaterial
https://aekhb.de/veranstaltung/klimatag-2026
mailto:fb@aekhb.de
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Wenn ein Mensch nicht mehr leben will…
Fortbildung zu assistiertem Suizid und Suizidprävention

Zwischen assistiertem Suizid und Suizidpräven-
tion: Ärztinnen und Ärzte sind häufig erste 
Ansprechpartner bei schwerem Leiden und exis-
tenzieller Verzweiflung sowie bei Suizidgedan-
ken und dem Wunsch nach assistiertem Suizid. 
Im Spannungsfeld aus Persönlichkeitsrecht des 
einzelnen auf Selbsttötung, auch unter Zuhilfe-
nahme Dritter, sowie dem Schutz des Lebens als 
zentralem medizinischem Gut müssen sie ihre 
Patientinnen und Patienten begleiten und bera-
ten. Zur Orientierung sowie zur Stärkung der 
professionellen Handlungssicherheit bietet die 
Ärztekammer Bremen eine Fortbildungsveran-
staltung zum Umgang mit Suizidverlangen an. 

Prof. Dr. Jan Schildmann von der Universität 
Halle referiert über die Terminologie und 
rechtlichen Rahmen des Assistierten Suizids. 
Zudem präsentiert er Ergebnisse des 
Berichts- und Lernsystems „Anfragen und 
Praxis bezüglich Assistenz bei der Selbst-
tötung“. Christof Ronge vom PalliativTeam 
Bremen spricht im Anschluss über Sterbewün-
sche und Suizidverlangen in der ärztlichen 
Versorgung. 

Termin: Mittwoch, 28. Oktober 2026 von 17-
19.30 Uhr. Die Teilnahme ist kostenfrei (3 
PKT).

Quer- und Wiedereinstieg in Arztpraxen
Neues Fortbildungsangebot für nichtärztliches Praxispersonal

Für Mitarbeitende, die bereits ohne medizini-
sche Ausbildung in einer Arztpraxis arbeiten 
oder sich beruflich neu orientieren möchten, 
bietet die Ärztekammer nun einen Kurs für 
Quereinsteiger:innen an. Der Kurs schafft eine 
kompakte Grundlage für den Einstieg in den 
Praxisalltag. Das Kursangebot ist ebenfalls gut 
geeignet für MFA-Wiedereinsteiger:innen nach 
längerer Berufspause. In 40 Unterrichtsstun-
den vermittelt der Kurs wichtige Grundlagen 
für eine Tätigkeit in einer Arztpraxis. Auf dem 

Programm stehen Praxisorganisation, Patien-
tenkommunikation, Recht und Datenschutz 
sowie Grundlagen Hygiene und Wundver-
sorgung. Der Kurs enthält zudem ein Notfall-
training, Grundlagen zum Arbeitsschutz und 
zum Qualitätsmanagement.

Termin: 3. Februar, 10. Februar, 22.-24. 
Februar, 6. März 2027. Die Teilnahme kostet 
675 Euro.

Weitere Informationen zur 
Studie:

� www.rki.de/druck-haft

Gesundheitliche Probleme von 
Menschen in Haft
RKI-Pilotstudie in der JVA Bremen

Die häufigsten gesundheitlichen Probleme von 
Menschen in Haft sind Suchterkrankungen, Ent-
zugserscheinungen und psychische Erkrankun-
gen. Das ist ein zentrales Ergebnis einer Pilot-
studie des Robert Koch-Instituts (RKI) in 
der Justizvollzugsanstalt (JVA) Bremen, um 
Erkenntnisse zu chronischen Infektionskrank-
heiten, sozialen Einflüssen auf die Gesundheit 
von Menschen und zu deren Drogenkonsum vor 
und während der Haft zu gewinnen. Die Teilneh-
menden berichteten zudem häufig über 
Rückenschmerzen und weitere orthopädische 
Beschwerden, Zahnprobleme – teilweise auch 
bedingt durch den Konsum von Drogen – sowie 
Infektionskrankheiten. 

An der Pilotstudie teilgenommen haben 159 
Gefangene sowie Mitarbeiterinnen und Mitar-

beiter der JVA und des Trägers hoppenbank 
e. V. Ein Fokus der Studie lag darauf, die Gefan-
genen auf Hepatitis B, Hepatitis C sowie HIV zu 
testen. Die Daten zeigen, dass deutlich mehr 
Gefangene infiziert sind als in der Allgemein-
bevölkerung. Das liege auch daran, dass 
unter den Inhaftierten überdurchschnittlich 
viele bereits Drogen genommen haben, vor der 
Haft oft wohnungslos waren und unter prekären 
Bedingungen lebten.

Laut Justizsenatorin Claudia Schilling zeigt die 
Studie Wege auf, um zu Verbesserungen der 
gesundheitlichen Versorgung in der JVA zu 
kommen. Zentral sei dabei, die Gefangenen 
über Infektionsschutz aufzuklären und zu einer 
gesundheitlichen Grundbildung beizutragen – 
verständlich und in verschiedenen Sprachen.

Weitere Infos und Anmeldung:

� www.aekhb.de

Weitere Infos und Anmeldung:

� www.aekhb.de

https://www.rki.de/druck-haft
https://www.aekhb.de/umgang-mit-suizidverlangen
https://aekhb.de/veranstaltung/quereinstieg-wiedereinstieg
mailto:fb@aekhb.de
mailto:fb@aekhb.de


4 Okt.-Nov. 2026

Dringend gesucht: Ärzt:innen für 
den Heilpraktikerausschuss
Die senatorische Behörde für Gesundheit 
sucht für den Gutachterausschuss für das 
Heilpraktikerwesen dringend neue ärztliche 
Mitglieder. Wird die Erteilung einer Heilprakti-
kerlaubnis abgelehnt und legt der Antragstel-
ler hiergegen Widerspruch ein, so ist vor einer 
Entscheidung über den Widerspruch der Gut-

achterausschuss zu hören. Für die Tätigkeit 
wird eine kleine Aufwandsentschädigung be-
zahlt. 

Wenn Sie Interesse haben, sich im Gutachter-
ausschuss zu engagieren, melden Sie sich 
gerne direkt bei der Senatorin für Gesundheit.

Neues Pflegenetzwerk im Bremer Westen
Unterstützung auch für Ärztinnen und Ärzte

Unter dem Dach von LIGA (Lokales Integriertes 
Gesundheitszentrum für Alle) in Gröpelingen 
hat sich das Pflegenetzwerk im Bremer Westen 
gegründet. Einrichtungen aus Gesundheit, 
Pflege und Sozialem arbeiten hier gemeinsam 
daran, die Lebensqualität und Teilhabe pflege-
bedürftiger Menschen und ihrer Angehörigen in 
Findorff, Gröpelingen und Walle zu verbessern. 
Ziel ist es, die Zusammenarbeit zwischen Arzt-
praxen, Beratungsstellen, Pflegediensten und 
weiteren Einrichtungen zu verbessern, Zu-
ständigkeiten transparenter zu gestalten und 

Patientinnen und Patienten schneller an pas-
sende Unterstützungsangebote zu vermitteln.

Für Ärztinnen und Ärzte bietet das Netzwerk 
eine wertvolle Unterstützung: Bei Fragen zu 
Pflege, häuslicher Versorgung, sozialrecht-
lichen Ansprüchen oder weiteren Unterstüt-
zungsangeboten können sie Patientinnen und 
Patienten an die LIGA-Beratungsstelle, Linden-
hofstr. 18, 28237 Bremen vermitteln. Dort 
erfolgt eine individuelle Beratung und bei 
Bedarf die Vermittlung an passende Angebote.

Hitzeschutz exponierter Berufsgruppen
Umfrage zu Hitze und Arbeitsschutz

Hitze und UV-Strahlung stellen im Zuge des Kli-
mawandels zunehmend eine Herausforderung 
für den Arbeitsschutz dar. Die Hochschule Bre-
merhaven und das Institut für Seeverkehrswirt-
schaft und Logistik (ISL) laden dazu im Rahmen 
des Forschungsprojekts „HibeBB – Hitzeschutz 
besonders exponierter Berufsgruppen im Bun-
desland Bremen“ zu einer kurzen Umfrage ein. 
Die Befragung richtet sich an Fachkräfte für 

Arbeitssicherheit und Betriebsärzt:innen im 
Bundesland Bremen sowie an Führungskräfte, 
deren Team im Freien arbeitet. Ziel ist es, den 
Bedarf an Fortbildungs- und Unterstützungsan-
geboten zu ermitteln. Das Forschungsteam 
möchte aus den Rückmeldungen praxisnahe 
Informationsangebote entwickeln. Die Teil-
nahme an der Umfrage dauert etwa zehn Minu-
ten und ist freiwillig und vollständig anonym.

Welche Unterstützung braucht die 
betriebliche Ausbildung?
Umfrage des Bundesinstituts für Berufsbildung (BIBB)

Das Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) 
macht derzeit eine Umfrage zum Unterstüt-
zungsbedarf in der Ausbildungspraxis. Das 
Institut möchte wissen, wie Ärzt:innen und 
Ausbildende die Ausbildung in ihrem Betrieb 
planen und gestalten und welche Informatio-
nen, Materialien und Unterstützungsangebote 
ihnen den Ausbildungsalltag erleichtern. Das 

BIBB möchte so zukünftige Unterstützungsan-
gebote noch gezielter auf die Anforderungen in 
der Ausbildungspraxis ausrichten. 

Die Teilnahme ist anonym und dauert etwa 10 
bis 15 Minuten. Sie richtet sich an alle Perso-
nen, die in der betrieblichen Ausbildung tätig 
sind. Sie ist noch bis zum 5. Oktober geöffnet.

Zur Umfrage:

� https://soscisurvey.de/
   HibeBB2026/

Weitere Informationen:

� www.liga-groepelingen.de

Zur Umfrage:

� https://umfragen.bibb.de

Kontakt

Verena Ortner 
☎  0421/361 915 24
✉ verenamadeleine.ortner
    @gesundheit.bremen.de

https://www.soscisurvey.de/HibeBB2026/
https://www.soscisurvey.de/HibeBB2026/
https://www.liga-groepelingen.de
https://umfragen.bibb.de/index.php/900001?lang=de
mailto:verenamadeleine.ortner@gesundheit.bremen.de
mailto:verenamadeleine.ortner@gesundheit.bremen.de
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Gewalt ist ein alltägliches Phänomen

Die Umfrage startete im Februar 2026. Die Teilnahmezahlen 
waren trotz breiter Streuung leider gering (139 Teilnahmen) 
– vor allem im Vergleich zu ähnlichen Umfragen in Mecklen-
burg-Vorpommern (1.086 TN) und Hamburg (931 TN). Die 
Ergebnisse können daher nicht repräsentativ sein, liefern 
aber dennoch ein gutes Stimmungsbild. 

Teil nahmen 61 Prozent aus dem ambulanten Bereich, 31 Pro-
zent aus dem stationären und acht Prozent mit sonstiger ärzt-
licher Tätigkeit. 69 Prozent waren weiblich, 31 Prozent männ-
lich. 23 Prozent gaben an, einen Migrationshintergrund zu 
haben. Abgefragt wurden die Erfahrungen des Jahres 2025. 

Die Ergebnisse sind eindeutig: Gewalt ist in Praxen und 
Kliniken ist ein alltägliches Phänomen. So gaben 63 Prozent 
der Teilnehmer:innen an, in ihrem ärztlichen Alltag verbale 
und/oder körperliche Gewalt durch Patient:innen oder ihre 
Angehörigen erfahren zu haben.

Die Häufigkeit und Art der Gewalterfahrung schwankt 
dabei stark: 101 Teilnehmer:innen haben mindestens einmal 
verbale Gewalt erfahren – also Beleidigungen, Verleumdun-
gen, Bedrohungen oder Einschüchterungen. Davon 24 sogar 
mehr als sechs Mal. 

Von leichter körperlicher Gewalt wie Schubsen Bedrängen 
oder Festhalten berichteten 29 Mitglieder, fünf von ihnen 
mehr als zehn Mal. Ausgeprägte körperliche Gewalt wie 
Schlagen, Treten, Würgen oder Angriffen mit einem Gegen-
stand oder einer Waffe erlebten neun der Befragten – 126 
hatten dies nicht erlebt. Von sexualisierter Gewalt wie anzüg-
lichen Bemerkungen, unangemessenen Berührungen oder 

sogar Missbrauch oder Vergewaltigung berichteten 34 der 
Befragten. 102 hatten diese Erfahrung nicht.

Auch Gewalt gegen MFA oder Pflegekräfte
126 Teilnehmer:innen berichteten von Gewalt gegenüber 
anderem medizinischen Personal wie MFA oder Pflegekräften. 
93 Prozent nannten verbale Gewalt, 28 Prozent nannten 
leichte körperliche Gewalt, zehn Prozent ausgeprägte körper-
liche Gewalt und 31 Prozent sexualisierte Gewalt. Mehrfach-
nennungen waren möglich. 

Als häufigste Gründe für Gewalt gegen Ärzt:innen und medi-
zinisches Personal gaben 86 Prozent Unverständnis aufgrund 
von langer Wartezeit oder fehlender Termine an. 47 Prozent 
nannten psychische Probleme und 40 Prozent diskriminie-
rende Einstellungen der Patient:innen. 40 Prozent gaben an, 
dass ihre ärztliche Entscheidungskompetenz in Frage gestellt 
wurde. 38 Prozent führten Verständigungsprobleme an und 
29 Prozent den Einfluss von Alkohol oder anderen Drogen. 
Auch hier waren mehrere Antworten möglich. 

Schwerpunkt:

Gewalt im Gesundheitswesen
Gewalttätige Übergriffe – verbale oder auch körperliche -, gegen Ärztinnen und Ärzte in der 
Praxis und in Krankenhäusern sind schon länger Realität. Die AG „Gewalt im Gesundheits-
wesen“ der Ärztekammer Bremen wollte es genauer wissen und hat eine Mitgliederumfrage 
gestartet, um sich einen Überblick über das Ausmaß zu machen. Gleichzeitig wollte die AG 
herausfinden, welche Maßnahmen und Forderungen sich aus den Antworten ableiten lassen. 
Wir ziehen eine Zwischenbilanz.
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In den Freitexten zu dieser Frage schrieben die Teilnehmen-
den von Problemen wie unerfüllten Leistungswünschen wie 
einer erwarteten AU-Bescheinigung, von den Problemen, 
eine Hausarztpraxis zu finden, oder der schweren Erreichbar-
keit einiger Praxen. Angeführt wurde auch eine allgemein 
hohe Erwartungshaltung sowie das Falscheinschätzen der 
Dringlichkeit medizinischer Anliegen. Auch können es ver-
schiedene Kombinationen aller vorgenannten Punkte sein, 
wie es jemand formulierte: „Je mehr zusammentreffen, desto 
höher das Eskalationspotential.“

Generell haben 54 Prozent gesagt, dass die Gewalt in ihrem 
persönlichen Arbeitsumfeld zugenommen hat. 24 Prozent 
meinten, sie sei gleich geblieben. Vier Prozent hatten keine 
Gewalterfahrungen, zwei Prozent sagte, sie habe abgenom-
men. 16 Prozent machten keine Angabe. 

Deeskalierende Gespräche und 
Sicherheitsdienst
Im Umgang mit aggressiven Patient:innen versuchten 78 
Prozent, die Situation durch ein deeskalierendes Gespräch zu 
entschärfen. 63 Prozent holten sich Unterstützung durch 
Kolleg:innen, 57 Prozent erteilten ein Hausverbot. 36 Prozent 
alarmierten die Polizei oder den Sicherheitsdienst. 27 Prozent 
informierten die Vorgesetzten. Elf Prozent haben eine Fortbil-
dung zu dem Thema besucht. Fünf Prozent haben Anzeige 
erstattet. 

In den Freitexten zu dieser Frage schrieben zwei Personen, 
dass sie im und für das Team eine Strategie über das Vorge-
hen bei Gewalt gegen Mitarbeiterinnen oder Kolleginnen 
vereinbart haben. Eine Person schrieb, dass sie regelhaftes 
Selbstverteidigungstraining mache, eine andere, dass sie 
aggressive Patient:innen gezielt auf unangemessenes Ver-
halten anspreche. 

Zur Unterstützung im Umgang mit von Patient:innen ausge-
hender Gewalt wünschten sich 53 Prozent ein härteres und 

konsequenteres Vorgehen durch die Strafverfolgungsbe-
hörden. 51 Prozent wünschten sich mehr Fortbildungen zur 
Gewaltprävention. 36 Prozent wollten mehr Sicherheits-
personal, 35 Prozent juristische Beratungsangebote und 27 
Prozent psychologische Beratungsangebote. Immerhin zehn 
Prozent sagten, dass sie keine Unterstützung benötigen. In 
den Freitexten wünschten sich einige mehr Personal und 
dadurch mehr Kapazitäten, ausführlich auf Bedürfnisse 
Betroffener und Patient:innen einzugehen. 

Eine Person schrieb: „Ich wünsche mir mehr Awareness im 
gesamten Behandlungsteam durch Integration dieser 
Themen in die Ausbildung der verschiedenen Berufsgrup-
pen, mehr Augenhöhe gegenüber dem zum großen Teil 
weiblichen nicht-ärztlichen Personal – auch gesellschaftlich 
mehr Anerkennung dieser Berufsgruppen vor allem auch 
durch Verbesserung der Arbeitsbedingungen und höhere 
Löhne.“ 

Wunsch nach Unterstützung durch
Kammer und KV
Zum Abschluss hatten die Teilnehmenden noch die Möglich-
keit, ihre Antworten zu ergänzen. Hier kam der Wunsch, dass 
die Ärztekammer und die KV der Ärzteschaft noch mehr 
Unterstützung anbieten sollen, zum Beispiel indem die 
Kammer als „neutrale Kraft“ ihren Mitgliedern dabei hilft, 
Gewaltsituationen betrieblich aufzuarbeiten und vorbeu-
gende Maßnahmen einzuleiten. Mehr Sicherheitspersonal sei 
selten die langfristige Lösung. 

Eine Person sagte, das Thema sei insbesondere für jüngere 
Kolleginnen und Kollegen, die nachts alleine Dienst etwa in 
der Notaufnahme leisten, von großer Bedeutung. In vielen 
Häusern fehlten ein verlässlicher Sicherheitsdienst und eine 
strukturierte psychologische Nachbetreuung nach belasten-
den Ereignissen. Vor allem in der Weiterbildung entstehe oft 
der Eindruck, dass das persönliche Befinden nachrangig sei, 
solange der Stationsablauf funktioniere. So entstehe ein 
strukturelles Ungleichgewicht: Ärztliches Personal fühle sich 
mitunter unzureichend geschützt und allein gelassen. 

Eine andere Person schrieb, dass die Gewaltzunahme nicht 
nur im medizinischen Bereich, sondern generell in der Gesell-
schaft zu erkennen sei. Daher sei die Politik im gesamten 
Land gefragt. Ärzt:innen und medizinisches Personal müss-
ten in Zukunft besser geschützt werden, so eine andere 
Person, um die Patientenversorgung zu garantieren und den 
in der Versorgung Tätigen eine erträgliche Zukunftsperspek-
tive zu geben.
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Gewalt im Gesundheitswesen – 
Zwischenbericht zur Umfrage
Die Arbeitsgruppe Gewalt im Gesundheits-
wesen hatte im Februar 2026 erstmals zur Teil-
nahme an einer kurzen Umfrage zur Erfahrung 
mit Gewalt in den Praxen und Krankenhäusern 
aufgerufen. (siehe oben). Bis heute (Stand 
August 2026) haben sich nur 139 Ärztinnen 
und Ärzte daran beteiligt, so dass man nicht 
von einem repräsentativen Ergebnis sprechen 
kann. Die Gesamtzahl der tätigen Ärztinnen 
und Ärzte in Bremen und Bremerhaven liegt bei 
etwa 4.500.

Trotzdem entsteht anhand der Antworten und 
Bemerkungen im Freitext der Eindruck, dass es 
ein relevantes Thema ist. Nach kritischer 
Durchsicht der Ergebnisse gibt es vor allem 
verbale Gewalt und zwar in erster Linie im 
ambulanten Sektor. Körperliche und sexuali-
sierte Gewalt wurden sehr viel seltener beklagt.

Eine häufige Ursache für verbale Auseinander-
setzungen sind laut Umfrage das Unverständ-
nis für Verwaltungsabläufe in der Praxis, lange 
Wartezeiten und generell Probleme in der 

Kommunikation. Auch Ängste und Sorgen von 
Seiten der Patienten führen häufig zu einer 
Eskalation.

Erschrocken waren wir, dass von ärztlicher 
Seite bestimmte Bevölkerungsgruppen be-
schuldigt wurden, für die Gewalt in den Praxen 
verantwortlich zu sein, und über die daraus 
gezogenen Schlussfolgerungen (z. B. „Remi-
gration“ gefordert).

Um entscheiden zu können, ob die genannten 
Ergebnisse nur Einzelfälle darstellen oder ob 
Aggressionen tatsächlich eine ernsthafte Be-
lastung im Gesundheitswesen sind, haben wir 
beschlossen, die Umfrage weiter zu führen. Wir 
wünschen uns eine Teilnahme möglichst vieler 
Kolleginnen und Kollegen – auch wenn sie 
keine Gewalterfahrungen gemacht haben.

Bitte nehmt euch die Zeit und nehmt teil!

Dr. Swantje Wellendorf
Dr. Christina Brauer-Peters

Gewaltprävention als Thema in der 
MFA-Ausbildung
Für Medizinische Fachangestellte gehört der 
Umgang mit angespannten, konflikthaften oder 
potenziell gewaltbelasteten Situationen zuneh-
mend zu den Herausforderungen des beruf-
lichen Alltags. Die Berufsbildende Schule für 
Gesundheit, Pflege und Soziales greift dieses 
Thema deshalb in der Ausbildung zur Medizini-
schen Fachangestellten auf. Zu Beginn der Aus-
bildung lernen die Auszubildenden die Grund-
lagen der Kommunikation kennen. Im zweiten 
Ausbildungsjahr setzen sich die Auszubilden-
den im WiSo-Unterricht im Rahmen der Unter-
richtseinheit „Gewaltprävention“ mit unter-
schiedlichen Formen von Gewalt, deren 
Entstehung und möglichen Folgen sowie mit 
geeigneten Umgangs- und Handlungsstrate-
gien auseinander. 

Dabei geht es nicht nur um Gewalt innerhalb 
der Arztpraxis. Auch die Themen „häusliche 
Gewalt“ und „sexualisierte Gewalt“ werden auf-
gegriffen. Die Auszubildenden lernen, mögliche 
Anzeichen von Gewalterfahrungen wahrzuneh-
men, diese anzusprechen und einzuordnen. 
Gleichzeitig werden wichtige Bremer Bera-
tungsstellen und Unterstützungsangebote vor-

gestellt, damit die zukünftigen MFA wissen, 
welche Hilfen Betroffenen und auch Beschäftig-
ten im Gesundheitswesen zur Verfügung 
stehen. Auch die BBSG verfügt über ein 
Schutzkonzept gegen „sexualisierte Gewalt“.

Ab dem Schuljahr 2026/2027 wird das beste-
hende Unterrichtsangebot durch ein Seminar 
zum Thema „Selbstbehauptung“ ergänzt. Das 
90-minütige Seminar vom Präventionszentrum 
der Polizei Bremen richtet sich an alle Mittel-
stufenklassen. Vom 11. bis 15. Januar 2027 
beschäftigen sich die Auszubildenden unter 
anderem mit den Themen Selbstdarstellung 
und deeskalierende Kommunikation. Im Mittel-
punkt steht dabei die Frage, wie man auch in 
herausfordernden Situationen sicher und an-
gemessen auftreten und durch das eigene Ver-
halten zur Deeskalation beitragen kann.

Ziel des Angebots ist es, die angehenden Medi-
zinischen Fachangestellten für Gewalt frühzei-
tig zu sensibilisieren und sie in ihrer Handlungs-
sicherheit zu stärken.

Jessica Susemihl

Zur Umfrage:

� https://de.surveymonkey.
    com/r/KKWXSCM

Jessica Susemihl

Dr. Swantje Wellendorf

Dr. Christina Brauer-Peters

https://de.surveymonkey.com/r/KKWXSCM
https://de.surveymonkey.com/r/KKWXSCM
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Erschüttertes Vertrauensverhältnis 
und tätlicher Angriff
Wann Ärzt:innen ihren Patient:innen „kündigen“ dürfen

Die Umfrage zu „Gewalt gegen Ärzt:innen“ hat 
gezeigt, dass Ärzt:innen in Einzelfällen gewalt-
tätigen Angriffen durch Patient:innen ausge-
setzt sind. Dürfen Ärzt:innen in solchen Fällen 
und auch grundsätzlich den Behandlungsver-
trag mit ihren Patient:innen kündigen? Hierüber 
herrscht in der Praxis oft Unsicherheit. Das 
Patientenrechtegesetz, also die §§ 630 a ff. 
BGB, enthält keine Regelungen zur Kündigung. 
Auch die Berufsordnung und das Vertragsarzt-
recht kennen keine Regelungen dazu.

Mangels spezialgesetzlicher Regelungen wird 
daher auf das allgemeine Dienstvertragsrecht 
abgestellt. Die Kündigung ist dort in den §§ 626 
ff. BGB geregelt. Danach können die Vertrags-
parteien den Behandlungsvertrag gemäß § 627 
Abs. 1 BGB ohne Einhaltung einer Kündigungs-
frist und ohne das Vorliegen eines wichtigen 
Grundes im Sinne des § 626 BGB kündigen. 
Lediglich die Kündigung zur Unzeit – also ohne 
Anschlussversorgung - ist nur bei Vorliegen 
eines wichtigen Grundes zulässig (vgl. § 627 
Abs. 2 BGB). Patient:innen müssen die Möglich-
keit haben, rechtzeitig einen anderen Arzt oder 
eine andere Ärztin aufzusuchen, wo sie die 
Behandlung fortsetzen können.

Im stationären Bereich bedeutet dies, dass 
Patient:innen, sofern eine stationäre Versor-
gung weiterhin medizinisch notwendig ist, nicht 
einfach nach Hause entlassen werden dürfen. 
Im ambulanten Bereich ist zu berücksichtigen, 
inwiefern der/die zu behandelnde Patient:in 
gesetzlich oder privat krankenversichert ist. Für 
GKV-Patient:innen schränkt das Vertragsarzt-
recht die Privatautonomie dahingehend ein, 
dass Vertragsärzt:innen die Behandlung nur 
in begründeten Fällen ablehnen dürfen 
(vgl. § 13 Abs. 7 Bundesmantelvertrag-Ärzte). 
Im Umkehrschluss bedeutet dies, dass eine 
grundlose Kündigung des Behandlungsverhält-
nisses zumindest aus vertragsarztrechtlichen 
Gesichtspunkten kritisch zu bewerten ist.

Erschüttertes Vertrauensverhältnis 
Als wichtiger Grund sind insbesondere folgende 
Sachverhalte anzusehen:

■ Erschüttertes Vertrauensverhältnis zwi-
schen Ärzt:in und Patient:in, beispielsweise 
aufgrund fehlender Mitwirkung im Rahmen 
der Behandlung oder Non-Compliance oder 
wiederholt unentschuldigt versäumter 
Termine

■ Tätlichkeiten oder Beleidigungen gegen 
Ärzt:in oder Praxispersonal

■ Zahlungsverzug (bei privat Versicherten)

Unter Berücksichtigung des Kündigungsgrun-
des sollte im Einzelfall abgewogen werden, mit 
welcher Frist eine Kündigung ausgesprochen 
wird. Während bei einem tätlichen Angriff oder 
Beleidigungen eine fortgesetzte Behandlung 
Ärzt:innen nicht zumutbar ist, sollte in weniger 
schwerwiegenden Fällen die akute Behand-
lungsnotwendigkeit von Patient:innen berück-
sichtigt und die Einräumung einer Übergangs-
zeit erwogen werden. 

Chronisch Erkrankte weiter versorgen 
Dies betrifft insbesondere chronisch Kranke – 
zum Beispiel Dialysepatient:innen, onkologi-
sche Patient:innen, Patient:innen unter Dauer-
medikation oder psychatrisch Erkrankte – da 
diese in besonderem Maße von einer nahtlosen, 
kontinuierlichen Versorgung abhängig sind und 
bei einer plötzlichen Unterbrechung der Be-
handlung erheblichen gesundheitlichen Scha-
den nehmen könnten.

Anders als bei Akutpatient:innen ohne dauer-
haftem Behandlungsbedarf sollte bei chronisch 
Kranken die Übergangsfrist so bemessen sein, 
dass ein Wechsel zu einem gleichwertig quali-
fizierten Behandler möglich ist. In dem Über-
gangszeitraum bleiben Ärzt:innen zur vollum-
fänglichen und sorgfaltsgemäßen Behandlung 
verpflichtet.

Kündigung unbedingt dokumentieren
Ein Formerfordernis für die Kündigung ist 
anders als im arbeitsrechtlichen Kontext nicht 
vorgeschrieben, zur Dokumentation und zur 
Ankündigung gegenüber Patient:innen ist eine 
schriftliche Kündigung allerdings empfehlens-
wert. Von der rein mündlichen Mitteilung „zwi-
schen Tür und Angel“ sollte daher abgesehen 
werden. Darüber hinaus sollten die Gründe, die 
zur Kündigung geführt haben, entsprechend 
dokumentiert werden.

Auch nach Beendigung des Behandlungsver-
hältnisses besteht die Verpflichtung zur Auf-
bewahrung der Patientenunterlagen weiter fort. 
So sind die Unterlagen grundsätzlich für die 
Dauer von zehn Jahren nach Abschluss der 
Behandlung aufzubewahren. Insofern sollte 
auch von der Herausgabe der Originalunter-
lagen an die Patient:innen abgesehen werden.

Kontakt

Ass. jur. Florian Nienaber
✉ florian.nienaber@aekhb.de

mailto:florian.nienaber@aekhb.de
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Weiterbildungsregister startet
Befugte müssen Weiterzubildende jährlich melden

Die Ärztekammer Bremen startet am 1. Okto-
ber mit dem Aufbau eines Weiterbildungsregis-
ters. Mit dem Register möchte die Kammer 
einen Überblick über die Entwicklung der Anzahl 
von Ärzt:innen in Weiterbildung in den einzel-
nen Fachgebieten gewinnen und mögliche 
zukünftige Versorgungsengpässe und kritische 
Entwicklungen frühzeitig erkennen. Das Weiter-
bildungsregister erfasst unter anderem die Zahl 
der Ärzt:innen in Weiterbildung in den einzelnen 
Fachgebieten sowie in den Weiterbildungsstät-
ten und dokumentiert deren Entwicklung über 
die Jahre. Darüber hinaus werden der Arbeits-
umfang (Teil- oder Vollzeit) sowie Elternzeiten 

erhoben, um mögliche Verlängerungen der Wei-
terbildungszeiten beurteilen zu können. 

Die Ärztekammer fragt die Daten künftig jähr-
lich zum 1. Oktober bei allen Weiterbildungs-
befugten ab. Alle Weiterbildungsbefugten – 
unabhängig davon, ob sie im ambulanten, stati-
onären oder einem anderen Versorgungsbe-
reich tätig sind – sind verpflichtet, ihre Weiter-
zubildenden der Kammer zu melden. Erfragt 
werden Daten wie Geschlecht und Alter, Weiter-
bildungsziele und Weiterbildungszeiten sowie 
die Beschäftigung in Vollzeit oder Teilzeit. Auch 
Nullmeldungen sind erforderlich.

eLogbuch ab 1. Oktober verpflichtend
An regelmäßige Weiterbildungsgespräche denken

Ab dem 1. Oktober 2026 ist ein ausgefülltes 
eLogbuch verpflichtend bei der Abgabe von 
Anträgen auf Anerkennung eines Weiter-
bildungsabschlusses gemäß WBO 2020. 
Zusätzlich zu den zeitlichen Vorgaben müssen 
die Antragsteller:innen einen Nachweis über 
sämtliche Kompetenzen der Weiterbildung ein-
reichen. Dabei gibt es eine klare Rollenauf-
teilung: Die Ärzt:innen in Weiterbildung müssen 
ihren Fortschritt im eLogbuch kontinuierlich 
dokumentieren – die Weiterbilder:innen bestäti-
gen regelmäßig den Weiterbildungsfortschritt. 
Das Weiterbildungsgespräch, das ohnehin 
regelmäßig stattfinden muss und den Stand der 
Weiterbildung zum Thema hat, ist hier der 
richtige Zeitpunkt.

Alle Abschnitte, die nach der Einführung des 
eLogbuchs (1. September 2023) abgeschlossen 
wurden, müssen grundsätzlich im eLogbuch 
dokumentiert werden. Für ältere Abschnitte 
besteht weiterhin die Möglichkeit, in Ergänzung 
aussagekräftige Papiernachweise einzureichen. 
Während das Antragsformular und die übri-
gen Nachweise wie Weiterbildungszeugnisse, 
Arbeitsverträge oder Kursbescheinigungen wei-
terhin in Papierform bei der Ärztekammer abge-
geben werden, erfolgt die aktive Freigabe des 
eLogbuchs an die Ärztekammer ausschließlich 
digital. Bitte vergessen Sie diese Freigabe an 
die Ärztekammer nicht. 

Ärzt:innen, die ihre Weiterbildung vor dem 1. 
Juli 2020 nach der WBO 2005 begonnen haben 
und beenden wollen, benötigen kein elektroni-
sches Logbuch. Die Abteilung Ärztliche Weiter-

bildung bittet darum zu prüfen, ob Weiterzubil-
dende ihre Weiterbildung bis zum Ende der 
Übergangsbestimmungen am 30. Juni 2027 
vollständig abschließen können. Ansonsten ist 
der Abschluss nur noch nach den aktuellen 
Anforderungen der WBO 20 möglich. Dies soll-
ten Weiterzubildende frühzeitig berücksichtigen.

Weiterbildungsgespräche essentiell 
für Zulassung
Regelmäßige Weiterbildungsgespräche zwischen 
Weiterzubildenden und den Befugten sind fester 
Bestandteil der kompetenzbasierten Weiterbil-
dung. Sie müssen mindestens einmal jährlich 
geführt und dokumentiert werden, um den Lern-
fortschritt zu besprechen. Für die Zulassung zur 
Facharztprüfung müssen sie vorliegen. Die dies-
jährige Evaluation der Weiterbildung hat jedoch 
gezeigt, dass Weiterbildungsgespräche gar nicht 
oder nur sehr unregelmäßig stattfinden. 

Ohne die Dokumentation regelmäßiger Gesprä-
che können sich die Weiterzubildenden jedoch 
nicht zur Prüfung anmelden. Die Ärztekammer 
erinnert daher die Befugten, die Weiter-
bildungsgespräche regelmäßig stattfinden zu 
lassen – und zwar nach Abschluss eines Weiter-
bildungsabschnitts, mindestens einmal jährlich. 
In dem Gespräch beurteilen beide den Stand 
der Weiterbildung und gleichen ab, ob alle 
Kompetenzen erworben wurden. Bestehende 
Defizite werden aufgezeigt. Der persönliche 
Weiterbildungsplan wird bei Bedarf angepasst. 
Die Ergebnisse des Gesprächs werden – gege-
benenfalls gleich gemeinsam – im Logbuch 
dokumentiert.

Ausführliches Informations-
material zum eLogbuch:

� www.aekhb.de

Weitere Informationen und 
ein FAQ finden Sie auf:

� www.aekhb.de

Kontakt

Dr. Matthias Carlé
✉ matthias.carle@aekhb.de

Kontakt

Abteilung Ärztliche Weiterbildung
✉ wb@aekhb.de

https://aekhb.de/weiterbildung/elogbuch
https://aekhb.de/weiterbildung/weiterbildungsregister/
mailto:matthias.carle@aekhb.de
mailto:wb@aekhb.de
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Sommerfest der Ärztekammer: 
Tolle Stimmung und viele neue Gesichter

Viele neue Gesichter und auch einige Stammgäste waren am 
19. August zum Sommerfest der Ärztekammer gekommen. 
Trotz regnerischer Vorhersage war das Wetter trocken und 
stabil - so blieben die Gäste länger als vielleicht geplant und 
plauderten locker mit dem Vorstand, ehrenamtlich tätigen 
Ärztinnen und Ärzten oder den Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern der Kammer. Bei kühlen Getränken und leckerem 
Grillbuffet mit einer großen vegetarischen Auswahl genossen 
alle den schönen Abend. Die „Peanuts“ umrahmten das Fest 
musikalisch bestens mit Gitarre, Klarinette, Saxofon, 
Kontrabass und Gesang. Die schönsten Bilder haben wir hier 
für Sie zusammengestellt. Wir freuen uns auf Ihren Besuch 
im nächsten Jahr!

� Bild - Vizepräsidentin Bettina 
Rakowitz eröffnet das Sommer-
fest

� Bild - Die Peanuts
sorgten für eine sommerlich-
entspannte Atmosphäre.
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Veranstaltungsinformationen
Akademie für Fortbildung

Für Ärzt:innen

„Wenn ein Mensch nicht mehr leben will…“ 
Umgang mit Suizidverlangen – Zwischen 
assistiertem Suizid und Suizidprävention
Termin: 28. Oktober 2026, 17-19.30 Uhr
Kostenfrei (3 PKT)

Moderationstraining
Termin: 13.-14. November 2026
Freitag 17-21 Uhr, Samstag 9-18 Uhr
Kosten: 335 Euro (17 PKT) 

Betriebsärztliche und sicherheitstechnische 
Betreuung 

Erstschulung
Termin: 2. Dezember 2026, 14-19 Uhr
Kosten: 260 Euro (7 PKT) 
Anmeldung: Ärztekammer Niedersachsen / 
✉ fortbildung@aekn.de

Fit durch die Weiterbildung Allgemeinmedizin
Thema: Ambulante Perspektiven – von der Zulassung 
bis zur Abrechnung
Termin: 2. Dezember 2026, 15.30-17 Uhr
Kostenfrei (2 PKT) 
Ort: Kassenärztliche Vereinigung Bremen

DGINA 80 h-Kurs: Organisation in der 
Notaufnahme
gem. BÄK-Curriculum, Kooperation mit DGINA-Notfallcampus 
Termin: 7. Dezember 2026-8. März 2027 (Online-
Phase), 10.-13. März 2027 (Präsenzphase)
Kosten: 1840 Euro / 1790 Euro (DGINA-Mitglieder) 
(80 PKT) 

EMDR-Fortbildung Teil 2
Termin: 4.-6. Februar 2027, 
Donnerstag 9.30 Uhr - Samstag 17.30 Uhr 
Kosten: 890 Euro (31 PKT) 

Qualifikation Transfusionsverantwortliche:r / 
Transfusionsbeauftragte:r / Leiter:in Blutdepot
Termin: 26.-27. Februar 2027, jeweils 9-17.30 Uhr
Kosten: 330 Euro (16 PKT)

Für Ärzt:innen und MFA

Klimatag 2026
Termin: 18. November 2026, 17-19.30 Uhr
Kostenfrei (3 PKT) 
Ort: Kassenärztliche Vereinigung Bremen

Aktualisierungskurs im Strahlenschutz 
zum Erhalt der Fachkunde im Bereich 
Röntgendiagnostik 
Termin: 13. März 2027 in Bremerhaven
8-Std.-Kurs: 8.30-16 Uhr, Kosten: 159 Euro

Für Medizinische Fachangestellte

Prüfungsvorbereitender Unterricht für
MFA-Abschlussprüfung
Termin (ausschließlich für Prüflinge 
Winterprüfung 26/27):
20. November 2026, 14-15.30 oder 16-17.30 Uhr, 
Kosten: 30 Euro

Professionell Telefonieren
Termin: 18. November 2026, 15-18.15 Uhr, 
Kosten: 80 Euro /60 Euro Auszubildende

Kurs für Quereinsteiger:innen in Arztpraxen
Termin: 3. Februar, 10. Februar, 22.-24. Februar 
und 6. März 2027, Uhrzeit: halb- und ganztägig,
Kosten: 675 Euro
Dieser Kurs ist auch für MFA-Wiedereinsteiger:innen 
nach längerer Berufspause geeignet!

Vom Azubi zur MFA
(Ausbildung gut begleiten, ein Leitfaden für 
ausbildungsbeauftragte MFA)
Termin: 12.-13. Februar, 19.-20. Februar und 
9.-10. April 2027
freitags 14-18 Uhr, samstags 9-16, Kosten: 550 Euro

Hygienebeauftragte MFA in der Arztpraxis
(für MFA mit abgeschl. Berufsausbildung)
Termin: 15.-17. Februar und 4.-5. März 2027
Jeweils 9-16.30 Uhr, Kosten: 650 Euro

Strahlenschutz-Grundkurs, 90 Stunden, 
(Röntgenschein)
(nur für MFA mit abgeschl. Berufsausbildung)
Termin: 22.-26. Februar und 8.-12. März 2027
Kosten: 980 Euro/ Ort: Bremerhaven

Prüfungsvorbereitender Unterricht für
MFA-Abschlussprüfung
Termine (ausschließlich für Prüflinge 
Sommerprüfung 2027):
3. März 2027, 14-15.30 oder 16-17.30 oder
19. März 2027,14-15.30 oder 16-17.30, 
Kosten: 30 Euro

Die Veranstaltungen finden, sofern nicht anders angegeben, im Veranstaltungszentrum 
der Ärztekammer Bremen in der Kurfürstenallee 130 statt. Weitere Infos und Anmeldung:

Für Ärzt:innen: � www.aekhb.de/fortbildung/veranstaltungen
Für MFA: � www.aekhb.de/mfa/fortbildungen

Sie erreichen uns unter: ☎ 0421/3404-261 oder -263, ✉ fb@aekhb.de

mailto:fortbildung@aekn.de
https://www.aekhb.de/fortbildung/veranstaltungen/#akademie
https://www.aekhb.de/mfa/fortbildungen
mailto:fb@aekhb.de
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Hausarztpraxis sucht Ärztin/Arzt 
in Bremen-Mitte

Mittelgroße HA-Praxis im Zentrum von Bremen sucht ab sofort 
oder später ärztl. Verstärkung (m/w/d) in VZ/TZ. Wir bieten ein 

breites Spektrum der Patientenversorgung, flexible Arbeitszeiten, 
ein freundliches Team, gute Verdienstmöglichkeit. Einstieg möglich, 

aber nicht Voraussetzung. Wir sind Ausbildungspraxis für MFAs.

CHIFFRE 2608312255

Zentral gelegene Praxisräume in der Violenstraße, daher gute 
ÖNPV-Anbindung und Parkhaus um die Ecke, ab Januar 2027 zu 

vermieten, ca. 280 qm. 1. Etage, Fahrstuhl vorhanden. 

Kontakt: ☎ 0163/375 44 11, ✉ q@loock.de

Praxisräume günstig zu vermieten ab 1.1.2027, 
Neustadtscontrescarpe 122a, Bremen, ca. 100 qm.

Kontakt: ✉ rose.heino@t-online.de

Gestalte Anästhesie neu!
Weiterbildungsassistent Anästhesie (m/w/d). Vielfältiges 

OP-Spektrum, Regionalanästhesie und echte Verantwortung. 
Bei Paracelsus entwickelst Du Dich fachlich weiter – im starken 

Team. Jetzt bewerben!

Kontakt: ✉ stefan.ostmeier@pkd.de

Abgabe frauenärztliche Gemeinschaftspraxis
Gut etablierte frauenärztliche Gemeinschaftspraxis in Bremen-

Stadt mit zwei Voll-Zulassungen sucht Nachfolger:in(nen) ab 1. Juli 
2027 oder später. Großer Patientinnenstamm, kompetentes und 

engagiertes Mitarbeiterinnen-Team. Einarbeitung ist möglich.

Kontakt: ✉ gynpraxis.bremen@gmx.de

Verkehrsmedizinische Untersuchungen (MPU, ärztliche 
Gutachten, Abstinenzkontrollen). Ärztin/Arzt (m/w/d) auf 
Honorarbasis für unsere Stellen in HB und BHV gesucht. 

Kontakt: DEKRA Begutachtungsstelle für Fahreignung, 
Dr. O. Monschau ☎ 0421/639 298 90 oder 

✉ bffbremen@dekra.com

Sicherer Arbeitsplatz 
Für die Hausarztpraxis hinter Gittern sucht das Gefängnis 

in Bremen eine/einen Fachärztin/Facharzt. Hospitation vorab 
möglich/erwünscht. Alle Vorteile des öffentlichen Dienstes.

Kontakt: ✉ Ulrich.Peiffer@jva.bremen.de

Praxisräume Schwachhausen/Gete – 
ab 1.9.27

2 Räume zur Gartenseite, gesamte Einheit kernsaniert. 
Ideal für Psychotherapie/Physiotherapie, einzeln/gemeinsam. 

Separater Eingang, neue Küche, Bad und Gäste-WC. Gute 
ÖPNV-Anbindung, Parkplätze direkt vor dem Haus.

Kontakt: ✉ nicontact2000@yahoo.de

Facharzt für Anästhesie (m w d) 
Voll-oder Teilzeit

Ein Renteneintritt macht es möglich: Die Rolandklinik stellt 
nächstmöglich ein. Wir bieten ein angenehmes, kollegiales Klima, 
tarifkonforme Bezahlung, breites anästhesiologisches Spektrum 

mit viel Regionalanästhesie, zertifizierte Schmerztherapie, 
IMC Station, Rufdienste – eine sehr gute Küche auch!

Kontakt: ✉ omohr@roland-klinik.de

FA/FÄ Allgemeinmedizin in Teilzeit gesucht!
Moderne Hausarztpraxis in Bremen-Mitte sucht fachärztliche 

Unterstützung (zw. 5-20 Std./Woche, evtl. später mehr). Keine 
HB nötig. Kinder- und elternfreundliche Praxis mit flexiblen Arbeits-

zeiten. Wir arbeiten nach allgemeinmedizinischen Leitlinien mit 
naturheilkundlichem und psychosomatischem Schwerpunkt. 

Vorerfahrungen willkommen, aber keine Voraussetzung.

Kontakt: ☎ 0421/696 23 884, 
✉ verwaltung@praxis-oliverborrmann.de
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